
 

 

 
 

Amtliches Mitteilungsblatt 
der Stadt Herzogenrath 

- Amtsblatt - 
 

47. Jahrgang                           Herzogenrath, den 29.02.2024 Nummer: 5 
 

 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 08/2024 
 
 

12. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Herzogenrath vom 14.12.2004 

 
 

Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666/SGV. 
NRW. 2023) in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung am 
22.02.2024 mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates folgende Änderungen der Haupt-
satzung der Stadt Herzogenrath beschlossen: 
 
 
  

Artikel I 

 
§ 5 

Unterrichtung der Einwohner 
 

§ 5 wird wie folgt geändert:      
 

1. Die Bezeichnung des § 5 „Unterrichtung der Einwohner“ wird in „Unterrichtung der Einwohnerinnen und 
Einwohner“ geändert.  

 
2. In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Einwohner“ durch „Einwohnerinnen und Einwohner“ ersetzt. 

 

3. In Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Bürger“ durch „Bürgerinnen und Bürger“ ersetzt. 
 

4. In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Einwohnern“ durch „Einwohnerinnen und Einwohner“ ersetzt. 
 

5. In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Einwohner“ durch „Einwohnerinnen und Einwohner“ ersetzt. 
 

6. In Abs. 4 Satz 1 und Satz 2 wird das Wort „Einwohner“ und durch Einwohnerinnen und Einwohner“ er-
setzt. 
 

 

 

Artikel II 
 

§ 6 
Anregungen und Beschwerden 

 
 
§ 6 wird wie folgt geändert: 
 
Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:  
 
„Einwohnerinnen und Einwohner, die seit drei Monaten in der Gemeinde wohnen, haben das Recht, sich ein-
zeln oder in Gemeinschaft mit anderen in Textform nach § 126b BGB mit Anregungen oder Beschwerden an 
den Rat zu wenden.“  
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Artikel III 

 
§ 7 

Seniorenbeirat 
 

§ 7 wird wie folgt geändert: 
 
Absatz 4 erhält folgende Fassung:   
 
„Der Seniorenbeirat entsendet ein beratendes Mitglied in den Ausschuss für Hochbau und Gebäudema-
nagement, den Ausschuss für Mobilität und Tiefbau, den Ausschuss für Bildung, den Ausschuss für Kultur, 
Sport und Tourismus, den Ausschuss für Stadtentwicklung und Planung, den Ausschuss für Arbeit, Soziales, 
Integration, Demografie und Quartiersentwicklung und den Jugendhilfeausschuss.“   

  
 

 
Artikel IV 

 

§ 8 
Integrationsrat 

 
§ 8 wird wie folgt geändert: 
 
In Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „Migratenvertreter“ durch „Migrantenvertreterinnen und Migrantenvertreter“ 
ersetzt.  

 
 
 

Artikel V 
 

§ 13 
Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld, Verdienstausfall 

 
§ 13 wird wie folgt geändert: 
 
1. Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 
„Sachkundige Bürgerinnen/Bürger und sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner erhalten für die im 
Rahmen der Mandatsausübung erforderliche Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sit-
zungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung.“  

 
2. Absatz 3 Buchstabe a) erhält folgende Fassung: 
 

„Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersichtlich 
keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz entspricht der Höhe des Mindestlohns 
nach dem Mindestlohngesetz vom 11.08.2014 in der jeweils geltenden Fassung.“ 
 
 

3. Absatz 3 Buchstabe d) erhält folgende Fassung:  
 

„Personen, die nicht oder weniger als 20 Stunden pro Woche erwerbstätig sind, jedoch einen Haushalt 
von mindestens zwei Personen, wovon eine Person ein pflege- oder betreuungsbedürftiger Angehöriger 
ist, oder einen Haushalt von mindestens drei Personen führen, erhalten anstelle des Verdienstausfalls 
eine Entschädigung in Form eines Stundenpauschalsatzes. Aufwendungen für die entgeltliche Betreu-
ung von pflege- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen während der Ausübung des Mandats werden 
erstattet.“     
 
        

4. Absatz 3 Buchstabe e) entfällt.  
 

 

5. Aus Absatz 3 Buchstabe f) wird Buchstabe e). 
 

 

6. Nach dem Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 hinzugefügt:     
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„Gremienmitglieder im Sinne des § 113 Abs. 1 GO NRW haben Anspruch auf Erstattung von Kosten für 
Fortbildungsmaßnahmen, die dem Erwerb der erforderlichen Sachkunde oder der Wahrnehmung ihrer 
Gremienaufgaben dienlich sind. Dies gilt nur, wenn die Gemeinde der Kostenübernahme vorab zu-
stimmt.“ 

   
 

Artikel VI 

 
Diese 12. Änderung der Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  

 
 
Die vorstehende 12. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Herzogenrath vom 22.02.2024 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gülti-
gen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 22.02.2024 übereinstimmt und dass 
nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungsverordnung - BekanntmVO -) vom 26. August 1999 in der zurzeit geltenden Fassung verfahren 
worden ist. 
 
 
 
Herzogenrath, den 22.02.2024 
 
gez. Dr. Fadavian 
Bürgermeister 
 
 

 
 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 09/2024 
 

 
S A T Z U N G 

 
über die Verringerung der Zahl der zu wählenden Vertreter/-innen für den 

Rat der Stadt Herzogenrath vom 22.02.2024 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung und des § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 (GV 
NRW S. 454 / SGV NRW 1112) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner 
Sitzung am 22.02.2024 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 
 

Zahl der zu wählenden Vertreter/-innen  

 
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes wird die Zahl der in den Rat der Stadt Herzogenrath zu 
wählenden Vertreter/-innen von der Kommunalwahl 2025 an von 44 um 4 auf 40 verringert. Die Zahl der Wahlbe-
zirke reduziert sich um 2 von 22 auf 20. 
 
  

§ 2 
 

Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Verringerung der Zahl der zu wählenden Vertreter/-innen für den Rat der Stadt 
Herzogenrath vom 22.02.2024 wird hiermit öffentlich bekanntgegeben. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der z.Zt. gültigen 
Fassung darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW gegen diese Verordnung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,   
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt,  
 

b)  die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  
 

c)  der Bürgermeister hat die Dringlichkeitsentscheidung vorher beanstandet oder  
 

d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Herzogenrath vom 
22.02.2024 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO -) vom 26. August 1999 in der zurzeit 
geltenden Fassung verfahren worden ist. 
 
 
 
 
Herzogenrath, den 22.02.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
 

 

 

 

 
Amtliche Bekanntmachung Nr. 10/2024 

 
1. Änderungssatzung zur Satzung  

über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Herzogenrath  
(Vergnügungssteuersatzung) vom 15.12.2015 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) und der §§ 1 bis 3 und 20 Abs. 2 Buchstabe b des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S.712) - jeweils in der zurzeit 
geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung am 22.02.2024 folgende Änderungen 
der Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
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Artikel 1 

 
§ 7 Abs. 5 Nr. 1 erhält folgende Fassung:  
 
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a) bei 
 

Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 6,5 v.H. des Spieleinsatzes 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 50 Euro 

 
 
 

Artikel 2 

 
§ 7 Abs. 5 Nr. 2 erhält folgende Fassung:  
 
 
2.  in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 6,5 v.H. des Spieleinsatzes 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro 

 
 
 

Artikel 3 
 

Diese 1. Änderung der Vergnügungssteuersatzung tritt am 01.04.2024 in Kraft. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  

 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Her-
zogenrath (Vergnügungssteuersatzung) vom 15.12.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gülti-
gen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 22.02.2024 übereinstimmt und dass 
nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungsverordnung - BekanntmVO -) vom 26. August 1999 in der zurzeit geltenden Fassung verfahren 
worden ist. 
 
 
 
Herzogenrath, den 22.02.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 11/2024 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 

 
 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass im Stadtgebiet Herzogenrath für das Jahr 
2024 vom 22.02.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – 
LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. 2006 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.03.2018 (GV NRW S. 172) wird gemäß Beschluss des Rates der Stadt Herzogenrath vom 22.02.2024 verord-
net: 
 
 

§ 1 

 
Die Verkaufsstellen in Herzogenrath-Mitte dürfen anlässlich der folgenden Feste in der Zeit von 13:00 Uhr bis 
18:00 Uhr geöffnet sein: 
 

a) Herzogenrath 

 
1. Frühlingsfest, Sonntag, 14.04.2024 
2. Burgfest, Sonntag, 02.06.2024 
3. Herbstkirmes, Sonntag 06.10.2024 
4. Weihnachtsmarkt, Sonntag, 15.12.2024 

 
Der Innenstadtbereich Herzogenrath-Mitte im Sinne dieser Verordnung wird wie folgt umgrenzt: 
 
Burgfest und Weihnachtsmarkt mit Burgweihnacht 
Bahnhofstraße, Bicherouxstraße, Dammstraße, Erkensstraße, Schütz-von-Rode-Straße bis Kleikstraße, Burg-
straße, Burg Rode 
 
Frühlings- und Oktoberfest 
Bahnhofstraße, Bicherouxstraße, Dammstraße, Afdener Straße, An der Wurm, Albert-Steiner-Straße, Uferstraße, 
untere Kleikstraße bis zur Eisenbahnbrücke 
 
Die Bereiche sind auf den als Anlagen beigefügten Karten abgebildet, diese Karten sind Bestandteil der ord-
nungsbehördlichen Verordnung. 
             

 

Die Verkaufsstellen in Kohlscheid dürfen anlässlich des folgenden Festes in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
geöffnet sein: 
 
 b) Kohlscheid 
 

Kohlscheid life!, Sonntag 08.09.2024 
 
Der Innenstadtbereich um den Markt im Sinne dieser Verordnung wird wie folgt umgrenzt: 
 
Südstraße von Katja’s Café, Haus-Nr. 94 bis Markt, Markt bis Baggensplatz, Weststraße von Einsteinstraße bis 
Markt     

 
 

§ 2 

 
(1) Gem. § 6 Abs. 1 LÖG NRW dürfen die Verkaufsstellen an den jeweiligen Sonntagen nur aus Anlass von 

örtlichen Festen, Märkten oder ähnlichen Veranstaltungen geöffnet sein. 
 
(2) Sollte daher eine Veranstaltung, die Anlass für eine Sonderöffnung nach dieser Verordnung ist, nicht 

stattfinden, so ist die entsprechende Ausnahmeregelung gegenstandslos. 
 
 

§ 3 

 
Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des § 1 können nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
LÖG NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 
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§ 4 

 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach Ihrer Verkündigung in Kraft. 
 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekanntgegeben. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der z.Zt. gültigen 
Fassung darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW gegen diese Verordnung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat die Dringlichkeitsentscheidung vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Herzogenrath, den 22.02.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
 
 
 

 
Amtliche Bekanntmachung Nr. 12/2024 

 
 

Widmungsverfügung 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
„Widmung einer Gemeindestraße in der Stadt Herzogenrath – Lange Hecke (Stichstraße zu den Häusern 
3, 5 und 7)” 
 

Der Ausschuss Mobilität und Tiefbau der Stadt Herzogenrath hat in seiner Sitzung am 31.10.2023 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 
Der Ausschuss für Mobilität und Tiefbau beschließt die Widmung des Flurstücks Gemarkung Merkstein, Flur 28, 
Flurstück 193 als ein Teilstück der Straße „Lange Hecke“ gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NW.S. 1028, berichtigt GV.NW. 1996 S. 141). 
 
Straße: Lange Hecke, Stichstraße zu den Häusern 3,5 und 7, Gemarkung Merkstein, Flur 28, Flurstück 193  

   
Der Gemeingebrauch wird nicht beschränkt. 
 
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Herzogenrath. 
 
Gemäß § 3 Straßen- und Wegegesetz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NW.S. 
1028, berichtigt GV.NW. 1996 S. 141) wird die Stichstraße zu den Häusern Lange Hecke 3, 5 und 7 als Gemein-
destraße und entsprechend Ihrer Funktion als Straße, bei dem die Belange der Erschließung der anliegenden 
Grundstücke überwiegen, eingestuft. 
 
Die Widmung wird mit dieser öffentlichen Bekanntmachung wirksam. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht im Justiz-
zentrum Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen erhoben werden. Die Klage ist schriftlich einzureichen oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts Aachen zu erklären. Die 
Klage müsste den Kläger, den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Die Klage kann auch 
durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben wer-
den. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die 
für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach nähe-
rer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 
24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).” Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen Verwaltungs-
verfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), in der zurzeit gülti-
gen Fassung gilt die Widmungsverfügung einen Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gege-
ben. 
 
 
Herzogenrath, den 22.01.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 13/2024 
 
 

Widmungsverfügung 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
„Widmung eines Fußgängerbereiches in der Stadt Herzogenrath – Kirchenvorplatz St- Maria Himmelfahrt” 
 
Der Ausschuss Mobilität und Tiefbau der Stadt Herzogenrath hat in seiner Sitzung am 31.10.2023 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 
Der Ausschuss für Mobilität und Tiefbau beschließt, ein ca. 374 m² großen Teilstück des Flurstückes Gemarkung 
Herzogenrath, Flur 26, Flurstück 210, gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NW.S. 1028, berichtigt GV.NW. 1996 S. 141), als Fußgängerbereich zu 
widmen. 
 
Platz: Teilstück des Kirchenvorplatzes St. Maria Himmelfahrt, Gemarkung Herzogenrath, Flur 26, Flurstück 210 

(Abgrenzung siehe Lageplan) 
   
Der Gemeingebrauch wird nicht beschränkt. 
 
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Herzogenrath. 
 
Da sich die Fläche nicht im Eigentum der Stadt Herzogenrath befindet, hat die Verwaltung die Zustimmung des 
Eigentümers zur Widmung eingeholt. 
 
Gemäß § 3 Straßen- und Wegegesetz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV.NW.S. 
1028, berichtigt GV.NW. 1996 S. 141) wird die dazugehörige Fläche als Platzfläche gewidmet. Sie wird in die 
Gruppe der Gemeindestraßen im Sinne von § 3 (4) Ziff. 2 StrWG NRW entsprechend ihrer Funktion als Fußgän-
gerbereich eingestuft. 
 
Die Widmung wird mit dieser öffentlichen Bekanntmachung wirksam. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht im Justiz-
zentrum Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen erhoben werden. Die Klage ist schriftlich einzureichen oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts Aachen zu erklären. Die 
Klage müsste den Kläger, den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Die Klage kann auch 
durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben wer-
den. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die 
für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach nähe-
rer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 
24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).” Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen Verwaltungs-
verfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), in der zurzeit gülti-
gen Fassung gilt die Widmungsverfügung einen Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gege-
ben. 
 
Herzogenrath, den 22.01.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
 
 
 
Lageplan: 

 

 
 
 
 

Ohne Maßstab 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 14/2024 
 

Gebührensatzung für den Rettungsdienst der Stadt Herzogenrath vom 12.12.2023 

 
 
Aufgrund der §§ 7,8 und 41 Abs. 1 und 77 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.94 (GV NRW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) der §§1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land NRW (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.04.2023  
(GV NRW S.223) und der §§ 1, 2, 3, 6, 8, 9 und 14 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallret-
tung und den Krankentransport durch Unternehmer (RettG NRW) vom 24.11.1992 (GV NRW S. 458) zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886), hat der Rat der Stadt Herzo-
genrath in seiner Sitzung am 12.12.2023 folgende Satzung nebst Gebührentarif für den Rettungsdienst der Stadt 
Herzogenrath beschlossen: 
 
 

§ 1 Aufgabe des Rettungsdienstes 

 
(1) Die Stadt Herzogenrath nimmt als Trägerin einer Rettungswache gemäß § 6 Abs. 2 RettG NRW auf der 

Basis des Rettungsdienstbedarfsplanes der StädteRegion Aachen in der jeweils geltenden Fassung ret-

tungsdienstliche Aufgaben wahr. Hierzu zählen die Notfallrettung sowohl insbesondere im Stadtgebiet, als 

aber auch bei den darüber hinaus zugewiesenen oder übernommenen Einsätzen. 

 

(2) Als Beförderungsmittel werden Rettungstransportwagen (RTW) nach Vorgabe des Rettungsdienstbedarfs-

planes der StädteRegion Aachen in der jeweils gültigen Fassung vorgehalten. 

 

(3) Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, 

a. bei Notfallpatientinnen und Notfallpatienten lebensrettende Maßnahmen am Notfallort durchzuführen, de-
ren Transportfähigkeit herzustellen und sie unter Aufrechterhaltung der Transportfähigkeit und Vermeidung 
weiterer Schäden mit Notarzt- oder Rettungswagen oder Luftfahrzeugen in ein für die weitere Versorgung 
geeignetes Krankenhaus zu befördern. Hierzu zählt auch die Beförderung von erstversorgten Notfallpatien-
tinnen und Notfallpatienten zu Diagnose- und geeigneten Behandlungseinrichtungen. Notfallpatientinnen und 
Notfallpatienten sind Personen, die sich infolge Verletzung, Krankheit oder sonstiger Umstände entweder in 
Lebensgefahr befinden oder bei denen schwere gesundheitliche Schäden zu befürchten sind, wenn sie nicht 
unverzüglich medizinische Hilfe erhalten. 
 
b. Kranken, Verletzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen, die nicht unter Abs. 3 a fallen, fachgerechte 
Hilfe zu leisten und sie unter Betreuung durch qualifiziertes Personal mit Krankenkraftwagen oder mit Luft-
fahrzeugen zu befördern, 
 
c. Krankenkraftwagen aus besonderen Anlässen (Sport-, Großveranstaltungen, Personenschutz usw.) be-
reitzustellen. 
 

 
§ 2 Antragstellung 

 
(1) Die Beförderung oder die Bereitstellung eines Krankenkraftwagens muss bei der Leitstelle der StädteRegion 

Aachen unter Angabe des Namens, der Anschrift und der Rufnummer des Antragstellers beantragt werden. 
 
(2) Mitglieder gesetzlicher Krankenkassen haben dem Personal des Krankenkraftwagens eine Verordnung über 

die Notwendigkeit der Beförderung und die Versichertenkarte vorzulegen. 
Dies gilt nicht, wenn der Gesundheitszustand der zu befördernden Person keinen Aufschub duldet. Die Be-
scheinigung ist dann innerhalb von drei Tagen bei der Stadt Herzogenrath Amt 37 Brandschutz, Rettungs-
dienst und Bevölkerungsschutz einzureichen. 

 
(3) Eine Verpflichtung zur Bereitstellung eines Krankenkraftwagens – ausgenommen sind dringende Notfälle – 

besteht nicht. 
 
(4) Bei Fahrten, die über die Stadtgrenze hinausgehen und die einschließlich Hin- und Rückfahrt 200 km über-

steigen, kann eine Kostenübernahmegarantie oder eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen 
Gebühren verlangt werden. 
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§ 3 Gegenstand der Gebühren 
 

Für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes erhebt die Stadt Herzogenrath Gebühren nach Maßgabe dieser 
Satzung. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem anliegenden Gebührentarif, der Bestandteil dieser Satzung 
ist.  

§ 4 Gebührenanspruch 
 

(1) Mit der Inanspruchnahme des Rettungsdienstes entsteht die Gebührenschuld, und zwar regelmäßig mit der 
Ausfahrt des Fahrzeuges aus der Rettungswache. Gebühren sind für die gesamte Fahrstrecke bzw. für die 
gesamte Zeit zu berechnen, die die Anfahrt, die Behandlung, den Transport, die Rückfahrt und das möglich-
erweise Wiederherstellen der Einsatzbereitschaft von Fahrzeugen und Geräten einsatzbedingt umfasst. 

 
(2) Gebühren werden auch erhoben für 

- die bestellte Bereitstellung eines RTW ohne Benutzung  
- den Einsatz eines bereitgestellten RTW ohne Benutzung 
 

(3) Rechtsgrundlage ist die angeforderte Leistung, nicht deren Erfolg. In diesen Fällen entsteht die Gebühren-
pflicht zu 50%. 
 

(4) Für die Inanspruchnahme des Rettungsdienstes erhebt die StädteRegion Aachen Leitstellengebühren. Diese 
Gebühr wird dem Gebührenschuldner bei der Abrechnung der Benutzungsgebühr für die jeweiligen Kranken-
kraftwagen und Rettungswagen durch die Stadt Herzogenrath in Rechnung gestellt und anschließend an die 
StädteRegion Aachen weitergeleitet. Die Höhe der leitstellengebühr ergibt sich aus der Gebührensatzung der 
StädteRegion Aachen für die Leitstelle und den Rettungsdienst in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(5) Für die Inanspruchnahme von Unterstützungsleistungen der Feuerwehr der Stadt Herzogenrath erhebt die 
Stadt Herzogenrath Gebühren. Diese Gebühr wird dem jeweiligen Gebührenschuldner mit Abrechnung der 
Benutzungsgebühr für die Rettungswagen durch die Stadt Herzogenrath in Rechnung gestellt. Die Höhe der 
Gebühr ergibt sich aus der Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten für Einsätze und 
Leistungen der Feuerwehr der Stadt Herzogenrath in der jeweils gültigen Fassung. 

 
 

§ 5 Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistungen des Rettungsdienstes in Anspruch nimmt oder in dessen Interes-
se der Rettungsdienst tätig geworden ist. 
 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

(3) Sofern Ansprüche der beförderten Person gegenüber einem gesetzlichen Versicherungsträger oder einer 
Ersatzkasse bestehen, können die Gebühren diesen in Rechnung gestellt werden. Dies setzt in der Regel 
das Vorliegen bzw. Ausstellen einer entsprechenden ärztlichen Transportbescheinigung voraus 

 
(4) Sofern Ansprüche der gebührenpflichtigen Personen gegenüber gesetzlichen Versicherungsträgern oder 

Ersatzkassen bestehen, kann mit diesen direkt abgerechnet werden. 
 
(5) Im Falle einer missbräuchlichen Alarmierung ist der Verursacher gebührenpflichtig. Minderjährige und ihre 

Erziehungsberechtigten haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 6 Begleitpersonen 
 

(1) Eine Begleitperson kann im Rettungsmittel unentgeltlich mitgenommen werden, soweit genügend Plätze zur 

Verfügung stehen und soweit die erforderliche Versorgung der oder des Transportierten dies zulässt. Die 

Entscheidung hierüber trifft die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer des Rettungsmittels. Ein Anspruch 

auf Mitnahme besteht nicht. 

(2) Für jede weitere Begleitperson fallen Gebühren nach dem anliegenden Gebührentarif an, der Bestandteil 

dieser Satzung ist. 

(3) Gegenüber mitgenommenen Personen haftet die Stadt Herzogenrath nur für Vorsatz und grobe Fahrlässig-

keit kommunaler Organe, Bediensteter oder Beauftragter. 

 
§ 7 Erhebungsform, Fälligkeit und Beitreibung der Gebühren 

 

(1) Die Zahlungspflichtigen erhalten einen Gebührenbescheid. 
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(2) Die Gebühren sind innerhalb von einem Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides an die Stadtkasse 

der Stadt Herzogenrath zu zahlen; Sie unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 

 

 

§ 8 Gebührenermäßigung und Gebührenerlass 
 

(1) Zur Vermeidung von Härtefällen kann die Stadt Herzogenrath im Einzelfall die festgesetzte Gebühr ermäßi-
gen oder erlassen. Hierfür gelten die Vorschriften über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von 
Forderungen nach der Abgabenordnung. 
 

(2) Entsprechende Anträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des Gebührenbescheides bei der Stadt 
Herzogenrath, Amt 32.2 Brandschutz, Rettungsdienst und Bevölkerungsschutz, schriftlich oder zur Nieder-
schrift zu stellen. 

 

(3) Stundungszinsen und Säumniszuschläge werden nach den Bestimmungen der Abgabenordnung in Verbin-
dung mit der Gebührenordnung der Stadt Herzogenrath erhoben. 

 
 

§ 9 Ordnungswidrigkeit 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 118 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWIG) handelt, wer vorsätz-
lich eine Leistung des Rettungswagens oder des Krankentransportwagens bestellt, ohne dass ein Notfall o-
der die Notwendigkeit eines Transportes im Sinne des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfall-
rettung und den Krankentransport durch Unternehmer vorliegt. Gegen den Betreffenden kann eine Geldbuße 
verhängt werden. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 Euro 
geahndet werden. 

 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
 

(4) Der absichtliche oder wissentliche Missbrauch des Notrufes oder von Notzeichen ist gem. § 145 Strafgesetz-
buch (StGB) eine Straftat. 

 

§ 10 Rechtsmittel 
 

Gegen die Heranziehung stehen den Gebührenpflichtigen die Rechtsmittel nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
zu. Durch Einlegung eines Rechtsmittels wird die Zahlungsverpflichtung nicht aufgehoben. 
 
 

§ 11 Inkraftreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
Geleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom 13.12.2022 nebst Anlagen außer Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 

Die vorstehende Gebührensatzung für den Rettungsdienst der Stadt Herzogenrath vom 12.12.2023 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gülti-
gen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 12.12.2023 übereinstimmt und dass 
nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungsverordnung - BekanntmVO -) vom 26. August 1999 in der zurzeit geltenden Fassung verfahren 
worden ist. 
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Herzogenrath, den 20.02.2024 
 
gez. Dr. Benjamin Fadavian 
Bürgermeister 
 

Anlage zur 
Gebührensatzung 
für den Rettungsdienst der Stadt Herzogenrath 
vom 12.12.2023 
 
Gebührentarif 
 

Leistung Gebühr 

1. Grundgebühr für die Benutzung eines Rettungswagens ab jeweiligem Standort bis 30 km Fahr-
strecke zuzüglich Leitstellenabgabe nach der Gebührensatzung der StädteRegion Aachen für die 
Leitstelle und für den Rettungsdienst in der jeweils geltenden Fassung 

 
 
1.392,40 € 

2. Bei Beförderung einer Person mit Rettungstransportwagen (RTW), wenn dieser zum Kranken-
transport benutzt wird. 
Wird eine Person mit einem Rettungswagen transportiert, der lediglich als Krankentransport ge-
nutzt wird, wird eine Gebühr in Höhe von 50 % der Gebühr nach Ziffer 1, zuzüglich Leitstellenab-
gabe nach der Gebührensatzung der StädteRegion Aachen für die Leitstelle und für den Rettungs-
dienst in der jeweils geltenden Fassung, fällig. 
 

 
 
 

3. Die Grundgebühr erhöht sich zu Ziff 1. und 2. um jeden weiteren angefangenen Kilometer der 
Fahrstrecke um 

 
1,50 € 

4. Werden gleichzeitig mehrere Verletzte oder Kranke transportiert, so wird für eine Person die 
volle Gebühr gem. Ziffern 1. oder 2., für jede weitere Person 50 % der vollen Gebühr gem. Ziffern 
1. oder 2. berechnet. Die Leitstellengebühr fällt in diesem Fall nur einmal an. Die von jeder trans-
portierten Person zu zahlende Gebühr wird dabei in Höhe des Betrages festgesetzt, der sich durch 
Division der ermittelten Gesamtgebühr durch die Zahl der transportierten Personen ergibt. 

 

5. Eine Begleitperson wird grundsätzlich gebührenfrei befördert. Für jede weitere Begleitperson 
beim gleichen Transport werden Gebühren in Höhe von je 50 % der Ziffern 1. oder 2. (ohne Leit-
stellengebühr) berechnet. Die von jeder Begleitperson zu zahlende Gebühr wird dabei in Höhe des 
Betrages festgesetzt, der sich durch Division der ermittelten Gesamtgebühr durch die Zahl der 
transportierten Begleitpersonen ergibt. 

 

6. Für den Einsatz eines bestellten RTW ohne anschließende Beförderung, bzw. anschließender 
Behandlung. (Ausgenommen hiervon sind die Fälle der missbräuchlichen Alarmierung im Sinne 
des § 9 dieser Satzung) 

Jeweils 50% der 
Gebühr von Ziffer 
1 oder Ziffer 2 
zzgl. der Leitstel-
lengebühr 

7. Für das Bereithalten eines bestellten RTW ohne anschließende Benutzung bzw. anschließenden 
Transport. –je angefangene Stunde 
Bei einem Einsatz, der die Dauer von 3 Stunden übersteigt, erhöht sich die festgesetzte Grundge-
bühr für jede angefangene halbe Stunde, die die Einsatzdauer von 3 Stunden übersteigt, um 50%. 

Gebühr von Ziffer 
1 zzgl. Leitstel-
lengebühr 

8. Für Einsätze die eine anschließende Desinfektion des Rettungsmittels bedingen, werden jeweils 
50 % der unter Ziffer 1 und 2 aufgeführten Tarife berechnet.  

 

9. Die Reisekosten der Fahrzeugbesatzung werden nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes 
in der jeweils gültigen Fassung berechnet. 
Personalkosten für zusätzlich eingesetztes Personal sowie Material wird entsprechend dem Entgelt-
tarif gemäß der jeweils ordnungsgemäß erlassenen Satzung der Stadt Herzogenrath über die Erhe-
bung von Kostenersatz und Entgelten für Einsätze und Leistungen durch Personen der Stadt Her-
zogenrath in der jeweils gültigen Fassung erhoben. 

 

 

__________________________________________________________________________________________ 
Herausgeber: Stadt Herzogenrath, Der Bürgermeister, Rathausplatz 1, 52134 Herzogenrath, Telefon: 02406 / 83-0. Verantwort-
lich: für den Vertrieb des Amtsblattes sowie die Bekanntmachungen der Stadt Herzogenrath; Stadt Herzogenrath, Amt 10 – 
Haupt- und Personalamt. Bezugsmöglichkeiten: Stadt Herzogenrath, Amt 10 – Haupt- und Personalamt, Rathausplatz 1, 52134 
Herzogenrath oder per Newsletter (https://www.herzogenrath.de/rathaus-service/aktuelles/newsletter-amtliche-
bekanntmachungen). Bezugsbedingungen: Bei Zustellung per Post zum Preis von 1,25 € monatlich; zahlbar im Voraus für 
sechs Monate. Einzelexemplare des Amtsblattes können kostenfrei an der Infothek des Rathauses während der Dienststunden 
abgeholt werden. Druck: Stadt Herzogenrath 


